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Demokratie-Newsletter 

 

Der monatliche Demokratie-Newsletter bietet einen Überblick über die wichtigsten Entwick-
lungen im Bereich der Demokratie und der politischen Rechte. Er beinhaltet eine Auswahl 
relevanter Medienberichte, Urteile, Details zu nationalen Volksinitiativen und Hinweise auf 
neue juristische Publikationen. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Schweiz. Wir achten 
hierbei darauf, dass auch wichtige und aktuelle Themen aus den Bereichen Föderalismus, 
Politik, Staats- und Rechtsphilosophie sowie Fragen aus dem öffentlich-rechtlichen Verfah-
rensrecht aufgeführt werden. 
 
Herausgeber des Newsletters sind ab dieser Ausgabe neu das Zentrum für Demokratie 
Aarau (ZDA) und der Lehrstuhl für Staats-, Verwaltungs- und Europarecht unter besonde-
rer Berücksichtigung von Demokratiefragen an der Universität Zürich von Prof. Dr. Andreas 
Glaser. Begründet wurde der Demokratie-Newsletter im August 2017 durch Prof. Dr. Dr. 
Andreas Kley und seine damaligen Mitarbeitenden am Lehrstuhl für öffentliches Recht, 
Verfassungsgeschichte sowie Staats- und Rechtsphilosophie an der Universität Zürich. 
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1. Medienberichte zum Thema «Demokratie» 

  

 15.01.2025, S. 19 

[Gastkommentar von Markus Mohler] Verfassungswidrige Regeln für die 
Krisenbewältigung – Der Bundesrat hat Regelungen zur Krisenbewälti-
gung in einer neuen Verordnung untergebracht. Die Einschränkung ver-

fassungsmässiger Rechte wie auch der Einbezug der Kantone bei der Be-
schlussfassung sowie ihrer Verpflichtungen bei der Umsetzung von Bun-
desrecht lassen sich aber nicht auf Verordnungsebene regeln. (Link) 

 

 18.01.2025, S. 12 

«Extrem konservative Sicht auf Bildung»: Bundesgericht verbietet Subven-
tionen für Mädchenschulen – Die traditionsreiche Wiler Schule St. Kathari-
na diskriminiere Buben und sei für staatliche Förderung zu katholisch, ur-
teilen die Lausanner Richter. Nach scharfer Debatte entscheiden sie 
knapp. (Link) 

 

 21.01.2025, S. 9 

Die Mindestlohn-Föderalisten: Weil sie auf Bundesebene scheiterten, fo-
kussieren sich die Linken nun auf Städte und Kantone – Seit eine Mindest-
lohn-Initiative auf Bundesebene krachend scheiterte, haben linke Städte 
und Kantone in Eigenregie entsprechende Vorlagen durchgebracht. Wei-
tere folgen, trotz unsicherer Rechtslage. (Link) 

 

 

21.01.2025, S. 11 

[Kolumne von Rahel Freiburghaus und Adrian Vatter] Ein neues Parteien-
system für die Schweiz? – Die Parteien politisieren immer öfter an der Be-
völkerung vorbei. Ein neues Parteiensystem stellt die Einstellungen der 
Bevölkerung ins Zentrum. (Link) 

 

 22.01.2025, S. 7 

Eine Thurgauer Gemeinde wehrt sich gegen muslimische Gräber – ein 

https://www.nzz.ch/meinung/verfassungswidrige-regeln-fuer-die-krisenbewaeltigung-ld.1864959
https://www.nzz.ch/schweiz/bundesgericht-verbietet-subventionen-fuer-maedchenschulen-ld.1866721
https://www.nzz.ch/schweiz/die-mindestlohn-foederalisten-weil-sie-auf-bundesebene-scheiterten-fokussieren-sich-die-linken-nun-auf-staedte-und-kantone-ld.1866722
https://www.tagesanzeiger.ch/politkolumne-ein-neues-parteiensystem-fuer-die-schweiz-668924388223
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Entscheid mit Signalwirkung für die Schweiz? – Weinfelden plant 70 Grä-
ber, die islamischen Bestattungsvorschriften entsprechen. Gegner wollen 
dies mit einem Referendum verhindern – und werfen so Grundsatzfragen 
zum Zusammenleben auf. (Link) 

 

 22.01.2025, S. 8 

[Gastbeitrag von Roger Blum] Stören die vielen Volksinitiativen den Gang 
der Politik? Im Gegenteil: Sie können sie sogar bereichern – Die direkte 
Demokratie ist das Ideenlabor der Schweiz. (Link) 

 

 28.01.2025, S. 12 

«Das sind halbe Eiffeltürme!»: Wetzikon stimmt über Abstände zu Windrä-
dern ab – dabei dürften Gemeinden gar keine solchen Regeln erlassen, 
sagt der Kanton – Wenn es um die Windkraft geht, wird die Demokratie bis 
ans Limit getestet. Am Schluss werden die Gerichte entscheiden. (Link) 

 

 

2. Gerichtsurteile 

 

2.1 Bundesgericht 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 9. Dezember 2024 (1C_490/2024) 

Ungültigerklärung der Volksinitiative für einen kostenlosen öffentlichen 
Nahverkehr in der Stadt Bern – Das Bundesgericht weist die Stimm-
rechtsbeschwerde gegen das Urteil des Berner Verwaltungsgerichts, 
welches die Ungültigerklärung durch den Gemeinderat stützte, als offen-
sichtlich unbegründet ab. Entgegen der Ansicht der Beschwerdeführer 
verstosse die Volksinitiative tatsächlich gegen Art. 81a Abs. 2 BV. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 9. Dezember 2024 (1C_43/2024) 

Aufhebung einer kommunalen Abstimmung über die Bewilligung eines 
Kredits für ein Gemeindeinfrastruktur-Bauprojekt – Das Bundesgericht 

https://www.nzz.ch/schweiz/thurgauer-gemeinde-wehrt-sich-gegen-muslimische-graeber-ein-entscheid-mit-signalwirkung-fuer-die-schweiz-ld.1867204
https://www.nzz.ch/schweiz/stoeren-die-vielen-volksinitiativen-den-gang-der-politik-im-gegenteil-sie-koennen-sie-sogar-bereichern-ld.1865576
https://www.nzz.ch/zuerich/das-sind-halbe-eiffeltuerme-wetzikon-stimmt-ueber-abstaende-zu-windraedern-ab-dabei-duerften-gemeinden-gar-keine-solchen-regeln-erlassen-sagt-der-kanton-ld.1866277
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=4&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F09-12-2024-1C_490-2024&number_of_ranks=952
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=3&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F09-12-2024-1C_43-2024&number_of_ranks=952
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tritt nicht auf die Beschwerde der Gemeinde Weiach gegen die Aufhe-
bung der Abstimmung durch das Zürcher Verwaltungsgericht ein. Weder 
seien Gemeinden zur Stimmrechtsbeschwerde legitimiert noch sei die 
Gemeinde vorliegend in ihrer Autonomie betroffen. 

 

 
Urteil des Bundesgerichts vom 10. Dezember 2024 (1C_365/2024) 

(franz.) 

Abstimmung vom 3. März 2024 über den Entwurf der neuen Verfassung 
des Kantons Wallis vom 25. April 2023 – Das Bundesgericht stützt den 
Nichteintretensentscheid des Walliser Grossen Rats. Die Stimmrechtsbe-
schwerde sei verspätet eingereicht worden. 

 

 
Verfügung des Bundesgerichts vom 30. Dezember 2024 (1C_616/2024) 

(franz.) 

Wahl zur ordentlichen Verwaltungsombudsperson („médiateur admi-
nistratif titulaire“) – Das Bundesgericht nimmt Kenntnis von der Rück-
zugserklärung der Beschwerdeführerin und schreibt die Beschwerde als 
gegenstandslos ab. 

 

 

2.2 Kantonale Entscheide 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Zürich vom 29. August 2024 

(VB.2024.00302) 

Beschluss des Stadtrats von Wetzikon über das Full-Outsourcing der Te-
lefonie als gebundene Ausgabe – Das Verwaltungsgericht heisst die Be-
schwerde des Stadtrats gegen einen Entscheid des Bezirksrats Hinwil 
gut. Anders als der Bezirksrat qualifiziert das Verwaltungsgericht das 
Full-Outsourcing als gebundene Ausgabe. Gemäss dem Verwaltungsge-
richt besteht kein erheblicher Entscheidungsspielraum in sachlicher Hin-
sicht, wenn lediglich die bestehende Telefonielösung ersetzt werden soll. 
Dieser bestehe nur, wenn verschiedene Varianten denkbar seien, die 
sich im Ergebnis voneinander unterschieden. Ein (rechtmässiger) Ent-
scheidungsspielraum komme dem Stadtrat hingegen beim Vollzug des 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=2&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F10-12-2024-1C_365-2024&number_of_ranks=952
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&subcollection_mI5=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F30-12-2024-1C_616-2024&number_of_ranks=952
https://vgrzh.djiktzh.ch/cgi-bin/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/cgi-bin/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=JURISWEB,127.0.0.1:7000&Parametername=WWW&Schema=ZH_VG_WEB&Source=&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=GER&nF30_KEY=224306&W10_KEY=12245401&nTrefferzeile=45&Template=standard/results/document.fiw
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Ausgabebeschlusses zu. Der Stadtrat habe somit im Rahmen seiner Zu-
ständigkeit agiert, ein Beschluss des Stadtparlaments sei nicht nötig ge-
wesen. 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Zürich vom 29. August 2024 

(VB.2024.00318) 

Beschluss des Stadtrats von Wetzikon über das Full-Outsourcing der In-
formatik als gebundene Ausgabe – Das Verwaltungsgericht heisst die 
Beschwerde des Stadtrats gegen einen Entscheid des Bezirksrats Hinwil 
gut. Anders als der Bezirksrat qualifiziert das Verwaltungsgericht das 
Full-Outsourcing als gebundene Ausgabe. Werde eine Full-Outsourcing-
Lösung durch einen neuen Full-Outsourcing-Vertrag mit vergleichbarem 
Leistungsinhalt abgelöst, handle es sich um eine reine Ersatzbeschaf-
fung, auch wenn der Anbieter wechsle. Entsprechend habe der Stadtrat 
im Rahmen seiner Zuständigkeit agiert, ein Beschluss des Stadtparla-
ments sei nicht nötig gewesen. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Genf vom 11. November 2024  

(ACST/21/2024) 

Kommunale Abstimmung vom 24. November 2024 – Projekt Fussgänger-
brücke Mont-Blanc („passerelle piétonne du Mont-Blanc“) – Das Kantons-
gericht schreibt den Antrag auf vorsorgliche Massnahmen als gegen-
standslos ab. Die Beschwerdeführer hatten beantragt, dass von der Stadt 
am Ort der geplanten Fussgängerbrücke aufgestellte Plakatwände und 
entsprechende Informationsinhalte auf der städtischen Webseite zu ent-
fernen seien. Bevor das Kantonsgericht allfällige vorsorgliche Massnah-

men hätte anordnen können, entfernte die Stadt Genf sowohl Plakatwän-
de als auch Webseiteninhalte wieder. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Genf vom 18. November 2024  
(ACST/23/2024) 

Kommunale Abstimmung vom 24. November 2024 – Projekt Fussgän-
gerbrücke Mont-Blanc („passerelle piétonne du Mont-Blanc“) – Das Kan-
tonsgericht tritt auf den verspäteten Teil der Stimmrechtsbeschwerde 
nicht ein und weist sie im Weiteren ab. Der Beschwerdeführer rügte unter 

https://vgrzh.djiktzh.ch/cgi-bin/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/cgi-bin/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=JURISWEB,127.0.0.1:7000&Parametername=WWW&Schema=ZH_VG_WEB&Source=&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=GER&nF30_KEY=224307&W10_KEY=12245401&nTrefferzeile=44&Template=standard/results/document.fiw
https://justice.ge.ch/apps/decis/fr/cst/show/3369312
https://justice.ge.ch/apps/decis/fr/cst/show/3371499
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anderem, dass sich die Kantonsregierung mit einer Medienmitteilung po-
sitiv zum Projekt geäussert hatte. Das Verwaltungsgericht hält diese 
Einmischung in die Kommunalpolitik für zulässig, da die Auswirkungen 
der Fussgängerbrücke über das Gebiet der Stadt Genf hinausreichten 
und die Interessen des Kantons berührten, als handle es sich um eine 
kantonale Abstimmung. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Genf vom 19. November 2024  
(ACST/24/2024) 

Kommunale Abstimmung vom 24. November 2024 – Projekt Fussgän-
gerbrücke Mont-Blanc („passerelle piétonne du Mont-Blanc“) – Das Kan-
tonsgericht tritt nicht auf die Stimmrechtsbeschwerde ein und weist sie 
eventualiter ab. Die Beschwerdeführer rügten, die Stadt Genf habe mit ih-
rer Kommunikation eine freie Willensbildung verunmöglicht. Die Stadt 
hatte für knapp Fr. 50'000 eine Marketingagentur beauftragt, auf der städ-
tischen Webseite ein Präsentationsvideo sowie weitere Informationen 
zum Projekt veröffentlicht, am Ort der geplanten Fussgängerbrücke Pla-
katwände aufstellen lassen und eine Medieninformation organisiert. Das 
Kantonsgericht hält zunächst fest, die Stimmrechtsbeschwerde sei ver-
spätet eingereicht worden. Dennoch prüft das Kantonsgericht die Be-
schwerde materiell und bezeichnet die Informationskampagne als unver-
hältnismässig. Dies sei jedoch dadurch ausgeglichen worden, dass die 
Beschwerdeführer ihre Argumente als Folge der Kontroverse in den Me-
dien darlegen konnten. Jedenfalls wiege die Unregelmässigkeit nicht 
schwer genug, um eine Aufhebung der Abstimmung zu rechtfertigen. 

 

 

Urteil des Verwaltungsgerichts Zürich vom 21. November 2024 

(VB.2024.00535) 

Gemeindeversammlung von Männedorf vom 24. Juni 2024 – Beschluss 
über den Verpflichtungskredit zur Ausübung eines Vorkaufsrechts – Das 
Verwaltungsgericht weist die Stimmrechtsbeschwerde gegen den Be-
leuchtenden Bericht zur Gemeindeversammlung und die dazugehörige 
Medienmitteilung ab. Die Beschwerdeführer rügten insbesondere, der 
Gemeinderat habe in rechtswidriger Weise irreführend informiert und we-
sentliche Nachteile der Vorlage verschwiegen. Das Verwaltungsgericht 
hält die Kommunikation des Gemeinderats für rechtmässig. 

https://justice.ge.ch/apps/decis/fr/cst/show/3371501
https://vgrzh.djiktzh.ch/cgi-bin/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/cgi-bin/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=JURISWEB,127.0.0.1:7000&Parametername=WWW&Schema=ZH_VG_WEB&Source=&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=GER&nF30_KEY=224524&W10_KEY=12245401&nTrefferzeile=9&Template=standard/results/document.fiw
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Urteil des Verwaltungsgerichts Zürich vom 5. Dezember 2024 
(VB.2024.00435) 

Beschluss des Gemeinderates Zumikon vom 22. März 2024 – Genehmi-
gung von Mehrkosten von knapp Fr. 500‘000 gegenüber dem von der 
Gemeindeversammlung beschlossenen Verpflichtungskredit zum Neubau 
einer Asylunterkunft als gebundene Ausgabe – Das Verwaltungsgericht 

weist die Beschwerde gegen den Gemeinderatsbeschluss ab. Der Be-
schwerdeführer beantragte, den Gemeinderat zu verpflichten, eine Ur-
nenabstimmung über das gesamte Neubauprojekt durchzuführen. Na-
mentlich rügte er, dass durch die Mehrkosten der Schwellenwert über-
schritten werde, ab dem gemäss Gemeindeordnung ein obligatorisches 
Finanzreferendum durchzuführen sei. Das Verwaltungsgericht qualifiziert 
die Mehrkosten als gebundene Ausgaben, welche die Stimmberechtigten 
mit dem Kreditbeschluss abgesegnet hätten. Die Teuerung sowie die er-
höhte Nachfrage nach Baudienstleistungen erklären laut Verwaltungsge-
richt die Mehrkosten von knapp 11 Prozent des Verpflichtungskredits. Es 
gebe weder Hinweise, dass bewusst ein zu tiefer Verpflichtungskredit be-
antragt worden sei, noch sei von einer pflichtwidrigen Unsorgfältigkeit 
auszugehen. 

 

 

Urteil des Kantonsgerichts Waadt vom 10. Januar 2025  

(CCST.2024.0006) 

Kommunale Abstimmung vom 22. September 2024 – Fusionsvereinba-
rung zwischen den Gemeinden L’Abbaye, Le Chenit und Le Lieu – Das 
Kantonsgericht tritt auf die Beschwerde gegen den Nichteintretensent-
scheid der Vorinstanz nicht ein. Der Beschwerdeführer habe keine hinrei-
chende Begründung eingereicht; sowieso sei die Stimmrechtsbeschwer-
de verspätet erhoben worden. 

 

 

2.3 Unabhängige Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) 

  

 

Entscheid der UBI vom 27. Juni 2024 (b. 987) 

Radiosendung „Forum“ vom 2. November 2023 – „Le grand débat – Les 
candidats au Conseil des Etats à Genève“ – Die UBI heisst die Be-
schwerde gut, soweit sie darauf eintritt. Die Beschwerdeführerin rügte, 

https://vgrzh.djiktzh.ch/cgi-bin/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/cgi-bin/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=JURISWEB,127.0.0.1:7000&Parametername=WWW&Schema=ZH_VG_WEB&Source=&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=GER&nF30_KEY=224550&W10_KEY=12245401&nTrefferzeile=5&Template=standard/results/document.fiw
https://jurisprudence.vd.ch/scripts/nph-omniscgi.exe?OmnisPlatform=WINDOWS&WebServerUrl=&WebServerScript=/scripts/nph-omniscgi.exe&OmnisLibrary=JURISWEB&OmnisClass=rtFindinfoWebHtmlService&OmnisServer=7001&Parametername=WWW_V4&Schema=VD_TA_WEB&Source=search.fiw&Aufruf=getMarkupDocument&cSprache=FRE&nF30_KEY=184588&W10_KEY=9844613&nTrefferzeile=1&Template=search/standard/results/document.fiw
https://www.ubi.admin.ch/de/entscheide/entscheide-suchen-sie-mit-suchkriterien
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ihr sei die Teilnahme an der Radiosendung „Forum“ vom Radiosender 
RTS La Première zu unrecht verweigert worden. Sie war als Stände-
ratskandidatin zum zweiten Wahlgang angetreten, jedoch anders als 
Mitbewerber der grösseren Parteien nicht zur genannten Debattensen-
dung eingeladen worden. Darin sieht die UBI zwar keine Rechtsverlet-
zung. Die Sendung habe jedoch den Eindruck vermittelt, dass nur die 
eingeladenen Gäste für den Ständerat kandidierten. Damit habe der 

Radiosender gegen das Sachgerechtigkeitsgebot verstossen. 

 

 

3. Neue Volksinitiativen 

 

 

Überblick hängige Volksinitiativen1 

- Initiativen im Sammelstadium (14) (+1) 
- In Auszählung (0) (-2) 
- Beim Bundesrat hängig (10) (0) 
- Beim Parlament hängig (10) (+2) 
- Abstimmungsreife Volksinitiativen (1) (0) 

 

 

Verfügung der Bundeskanzlei vom 24. Dezember 2024 

Die Eidgenössische Volksinitiative „Für verantwortungsvolle Grossunter-
nehmen – zum Schutz von Mensch und Umwelt“ hat die Vorprüfung be-
standen. Die Sammelfrist läuft bis am 7. Juli 2026. (BBl 2025 7) 

 

 

Verfügung der Bundeskanzlei vom 16. Januar 2025 

Die Eidgenössische Volksinitiative „Ja zur tierversuchsfreien Zukunft“ ist 
mit 127‘405 gültigen Unterschriften zustande gekommen. Mit der Initiative 
sollen Tierversuche verboten werden.2 (BBl 2025 79) 

 

 
1 Stand 31.01.2025. 
2 Art. 80 Abs. 2bis E-BV. 

https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_1.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_6.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_2.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_3.html
https://www.bk.admin.ch/ch/d/pore/vi/vis_1_3_1_4.html
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2025/7/
https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/79
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Verfügung der Bundeskanzlei vom 24. Januar 2025 

Die Eidgenössische Volksinitiative „Für ein modernes Bürgerrecht (Demo-
kratie-Initiative)“ ist mit 104‘569 gültigen Unterschriften zustande gekom-
men. Mit der Initiative soll der Bund verpflichtet werden, bestimmte Vor-
schriften über die Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern zu er-
lassen.3 (BBl 2025 273) 

 

 

4. Publikationen 

 

 

BRUNNER ARTHUR, Das  St. Galler  Veto – Vorläufer des fakultativen Refe-
rendums heutiger Prägung, in: Brunner Arthur/Josuran-Binder Anja Marti-
na/Zumsteg Patrice Martin (Hrsg.), Der Mensch als Massstab des Rechts 
– Liber amicorum für Regina Kiener, Zürich 2024 (Verlag – Open Access) 

 

 

GANDER HEIRI, Die parlamentarische Oberaufsicht in den Schweizer Kan-
tonen, Schriften zur Demokratieforschung Bd. 19, Diss. Zürich-Genf 2024 
(Verlag) 

 

 

GFELLER KATJA, Interkantonale Koordination bei der Spitalplanung, Juslet-
ter vom 27. Januar 2025 (Jusletter) 

 

 

GLASER ANDREAS, Das Urteil des Bundesgerichts im «Fall Garcia» – 
Schlaglichter auf verfahrensmässige und materielle Unstimmigkeiten im 
kantonalen Parlamentswahlrecht, ZSR/RDS 144 (2025) I, S. 75 ff. 
(Legalis) 

 

 
3 Art. 38 Abs. 2 E-BV. 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/fga/2025/273
https://www.dike.ch/bunner-josuran-binder-zumsteg-der-mensch-als-massstab-des-rechts
https://www.schulthess.com/buchshop/detail/ISBN-9783725595440/Gander-Heiri/Die-parlamentarische-Oberaufsicht-in-den-Schweizer-Kantonen
https://jusletter.weblaw.ch/juslissues/2025/1226/interkantonale-koord_9135bd7beb.html
https://app.legalis.ch/legalis/chapterview-document.seam?documentId=pjpxu43sl5vdembsgvpwsx3igfpxgnzv&groupIndex=0&rowIndex=0
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JAAG TOBIAS, Verknüpfung von Verfassungs- und Gesetzesrevisionen, in: 
Brunner Arthur/Josuran-Binder Anja Martina/Zumsteg Patrice Martin 
(Hrsg.), Der Mensch als Massstab des Rechts – Liber amicorum für Regi-
na Kiener, Zürich 2024 (Verlag – Open Access) 

 

 

KÄLIN WALTER, Die Venedig-Kommission und ihr Beitrag zum Referendum 
und Sprachenrecht im Verfassungsraum Europa, in: Brunner Ar-
thur/Josuran-Binder Anja Martina/Zumsteg Patrice Martin (Hrsg.), Der 
Mensch als Massstab des Rechts – Liber amicorum für Regina Kiener, Zü-
rich 2024 (Verlag – Open Access) 

 

 

KLEY ANDREAS, Der «Rechtsstaat» – ein Instrument von Recht und Politik, 
in: Brunner Arthur/Josuran-Binder Anja Martina/Zumsteg Patrice Martin 
(Hrsg.), Der Mensch als Massstab des Rechts – Liber amicorum für Regi-
na Kiener, Zürich 2024 (Verlag – Open Access) 

 

 

KNEIFL SHERIN, Berechnungsfehler bei Wahlergebnissen: Verbesserungs-
massnahmen bis zu den nächsten eidgenössischen Wahlen, SJZ 
121/2025, S. 51 ff. (LEXcampus) 

 

 

LANGER LORENZ/LEHNER IRINA, E-Collecting bei Volksinitiativen und Refer-
enden – Verfassungsrechtliche und verfassungsgeschichtliche Überle-
gungen, Jusletter vom 13. Januar 2025 (Jusletter) 

 

 

MOECKLI DANIEL, Die Venedig-Kommission und Referenden, in: Brunner 
Arthur/Josuran-Binder Anja Martina/Zumsteg Patrice Martin (Hrsg.), Der 
Mensch als Massstab des Rechts – Liber amicorum für Regina Kiener, Zü-
rich 2024 (Verlag – Open Access) 

 

https://www.dike.ch/bunner-josuran-binder-zumsteg-der-mensch-als-massstab-des-rechts
https://www.dike.ch/bunner-josuran-binder-zumsteg-der-mensch-als-massstab-des-rechts
https://www.dike.ch/bunner-josuran-binder-zumsteg-der-mensch-als-massstab-des-rechts
https://lexcampus.swisslex.ch/de/doc/unknown/b532ebc4-06b0-4a9f-905e-aef40c50e3cf
https://jusletter.weblaw.ch/juslissues/2025/1224/e-collecting-bei-vol_8b606c2065.html
https://www.dike.ch/bunner-josuran-binder-zumsteg-der-mensch-als-massstab-des-rechts
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VON WYSS MORITZ, Ein Verbot, das für Freiheit steht – Das Instruktionsver-
bot – ein mächtiges unscheinbares Prinzip der Demokratie, in: Brunner Ar-
thur/Josuran-Binder Anja Martina/Zumsteg Patrice Martin (Hrsg.), Der 
Mensch als Massstab des Rechts – Liber amicorum für Regina Kiener, Zü-
rich 2024 (Verlag – Open Access) 

 

 

5. Veranstaltungshinweis 

 

Aarauer Demokratietage 2025 

Am 3. und 4. April 2025 finden die Aarauer Demokratietage statt. Dieses Jahr steht 
die Veranstaltung unter dem Thema «Demokratie im Krieg: die Rolle der Schweiz». 
Der Publikumsanlass findet am 3. April 2025 abends statt, die wissenschaftliche 
Konferenz am 4. April 2025. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 

 

 

https://www.dike.ch/bunner-josuran-binder-zumsteg-der-mensch-als-massstab-des-rechts
https://www.zdaarau.ch/de/aarauer-demokratietage/
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6. Dokumentation und Kontakt 

 

 

Sammlung der Demokratie-Newsletter: Zentrum für Demokratie Aarau  

Newsletter: An- und Abmeldung an demokratie-newsletter@zdaarau.ch 

Wir freuen uns über Ihre Hinweise und Anregungen. 

 

 

Vollständige Artikelsammlung: Zentralbibliothek Zürich 

 

Urteils- bzw. Entscheidsammlung des Bundesgerichts: 

Schweizerisches Bundesgericht 

 

Kontakt: 

 

Zentrum für Demokratie Aarau 

Villa Blumenhalde 

Küttigerstrasse 21 

5000 Aarau 

 

Universität Zürich 

Lehrstuhl für Staats-, Verwaltungs- und Europarecht 

unter besonderer Berücksichtigung von Demokratiefragen 

Rämistrasse 74/14 

8001 Zürich 

 

demokratie-newsletter@zdaarau.ch  

 

 

Redaktion: 

 

Lynn Gassmann, BLaw 

Dr. iur. Luka Markić, RA 

Joel Probst, BLaw 

https://www.ius.uzh.ch/de/staff/professorships/alphabetical/glaser/demokratie-newsletter/Newsletter-Ausgaben.html
mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch
https://www.zb.uzh.ch/recherche/e-ressourcen/e-zeitungen/index.html.de
http://www.bger.ch/index/juridiction/jurisdiction-inherit-template/jurisdiction-recht/jurisdiction-recht-urteile2000.htm
http://www.bger.ch/index/juridiction/jurisdiction-inherit-template/jurisdiction-recht/jurisdiction-recht-urteile2000.htm
mailto:demokratie-newsletter@zdaarau.ch

